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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Eberhard 
Karls Universität Tübingen im Wintersemester 2014/2015 als Dissertation 
angenommen. Rechtsprechung und Literatur befinden sich auf dem Stand 
Oktober 2014.  

Die mit dem Gesetz vom 8.3.2015 eingeführten Änderungen des russi-
schen Zivilgesetzbuchs, die am 1.6.2015 in Kraft treten werden, konnten 
leider im Text der Untersuchung nicht mehr berücksichtigt werden. Auf das 
Widerrufsrecht bei Internetauktionen haben diese Änderungen keine Auswir-
kung. In Bezug auf das Rechtsinstitut der Versteigerung bestätigen sie die 
erzielten Ergebnisse der Untersuchung. Die Reformen des Rechtsinstituts der 
Versteigerung sind auf die Verbindlichkeit der Ergebnisse der Versteigerung 
als Preisbildungsmechanismus gerichtet. Die wesentlichen Neuerungen sind 
dabei die Erweiterung des Personenkreises der Veranstalter der Versteige-
rung, die Verstärkung der Position des Veranstalters der Versteigerung, die 
Haftungsverschärfung für die Verweigerung der Unterzeichnung von Proto-
kollen über die Ergebnisse der Versteigerung, die Beschränkung der Klage-
frist für die Anfechtung der Ergebnisse der Versteigerung auf ein Jahr, die 
Aufzählung der Gründe für die Anfechtungsklage, schließlich die Pflicht zur 
Erstattung der Kosten, die durch die Anfechtung der Ergebnisse der Verstei-
gerung entstanden sind. Zu beachten ist ferner, dass die neu eingeführte Defi-
nition der „öffentlichen Versteigerung“ lediglich Versteigerungen im Wege 
der Vollstreckung erfasst und mithin von der Definition der „öffentlichen 
Versteigerung“ in der Verbraucherrechterichtlinie sowie ihrer Umsetzung ins 
deutsche und englische Recht abweicht. Damit entstehen zusätzliche Diskre-
panzen zwischen den Begrifflichkeiten in den hier untersuchten Rechtsord-
nungen.  

Die Transliteration von kyrillischen Buchstaben in lateinische erfolgt nach 
GOST 16876-71. Alle Übersetzungen, soweit nicht anders vermerkt, stam-
men von der Verfasserin.  

Die Arbeit entstand mit der Unterstützung zahlreicher Personen und Insti-
tutionen, denen ich zum Dank verpflichtet bin. 

Ein großer Dank gilt der Friedrich-Ebert-Stiftung für die finanzielle und 
ideelle Förderung.  
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A. Problemstellung 
A. Problemstellung 

Die Verbreitung des Internets als globales Kommunikationsmedium und die 
Entwicklung der Technik eröffnen neue Horizonte für den internationalen 
Handel. Auch dem Verbraucher stehen technische Möglichkeiten zur Verfü-
gung, um die Angebote verschiedener Anbieter weltweit zu vergleichen. 
Somit kann der Verbraucher auch von zu Hause aus mobil sein. Diese globale 
Transparenz der Märkte stärkt einerseits die Position des Verbrauchers und 
wirft anderseits die Frage nach ausreichendem Verbraucherschutz auf. Inter-
netauktionen stellen eine interessante Gelegenheit dar, fast alle denkbaren 
Produkte preiswert zu versteigern oder zu ersteigern. Die Zahl der Nutzer von 
Internetauktionen und die Umsätze der Internethäuser steigen1. Gleichzeitig 
nimmt weltweit das Bedürfnis der Vertragsparteien nach Rechtssicherheit bei 
Internetauktionen zu. Besonders aktuell ist dieses Problem beim grenzüber-
schreitenden Verkehr, wo zusätzlich die mit dem Mangel an Rechtskenntnis-
sen und den zwischen nationalen rechtlichen Regelungen bestehenden Dis-
krepanzen verbundenen Schwierigkeiten auftreten2. Der Markt kennt schon 
heute so gut wie keine geographischen Grenzen. Viele Anbieter von Internet-
auktionen sind bereit, weltweit zu liefern und viele Verbraucher nutzen die-
sen Service. Da der Verbraucher bei Fernabsatzgeschäften die Ware nicht 
erproben kann, wurde in der Europäischen Union als eine Kompensation für 
den fehlenden Augenschein ein Widerrufsrecht eingeführt (Art. 6 der Richtli-
nie 97/7/EG, im Folgenden: FARL)3. Allerdings bestehen Ausnahmen für 

                                                 
1 Diese Tendenz war bereits am Anfang der Marktentwicklung deutlich, vgl. dazu Leib-

le/Wildemann, K&R 2005, 26 m.w.N. Das Beispiel des Marktführers in Deutschland, des 
Internetauktionshauses eBay, verdeutlicht die weitere Entwicklung. Sein weltweiter Um-
satz hat sich von 2007 bis 2012 verdoppelt, <http://de.statista.com/statistik/daten/studie/ 
74244/umfrage/umsatz-von-ebay-seit-2007-quartalszahlen/>, 15.10.2014. 

2 Zu Problemlagen bei grenzüberschreitenden Verträgen, die zur Unterlegenheit des 
Verbrauchers führen können, vgl. Rösler, Europäisches Konsumentenvertragsrecht, 2004, 
S. 35 ff., der eine Reihe von Defiziten feststellt, die Grundlage für Markt- und Verhaltens-
versagen bilden. 

3 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates v. 20.5.1997 über den Verbrau-
cherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, ABl. L 144 v. 2.6.1997, S. 19–27 
(Fernabsatzrichtlinie). 
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bestimmte Vertragskategorien. Deshalb hängt das Bestehen des Widerrufs-
rechts bei Internetauktionen davon ab, ob die Internetauktionen als Versteige-
rungen i.S.d. Art. 3 Abs. 1 SpStr. 5 FARL beziehungsweise seit dem 
13.6.2014 als öffentliche Versteigerungen i.S.d. Art. 16 lit. k der Richtlinie 
2011/83/EU (im Folgenden: VRRL)4 angesehen werden können.  

Im deutschen Recht hat der BGH in einem grundlegenden Urteil vom 
3.11.2004 die eBay-Zeitablauf-Auktion nicht als Versteigerung betrachtet und 
dem Verbraucher das Widerrufsrecht eingeräumt5. Es ist fraglich, inwieweit 
diese Rechtsprechung mit den europäischen Vorgaben, vor allem mit den EU-
weit autonom zu interpretierenden Begriffen „Versteigerung“ i.S.d. Art. 3 
Abs. 1 SpStr. 5 FARL und „öffentliche Versteigerung“ i.S.d. Art. 2 Ziff. 13 
VRRL, vereinbar ist und den Bedürfnissen des modernen digitalen Auktions-
handels entspricht. 

Im Internet gibt es eine Vielfalt von Arten und Formen von Versteigerun-
gen6. Den Gegenstand dieser Arbeit bilden freiwillige private Versteigerun-
gen im Internet. Dabei ist die Arbeit nicht auf die Internetauktionen nach dem 
Modell des jetzigen Marktführers in Deutschland – eBay7 – beschränkt, son-
dern umfasst das ganze Spektrum von freiwilligen privaten Internetversteige-
rungen. Die gesetzlichen Versteigerungen, z.B. die Versteigerung von Pfand-
sachen, die Versteigerungen im Wege der Zwangsvollstreckung sowie durch 
staatliche Organe durchgeführte Internet-Versteigerungen im Wege der Priva-
tisierung des staatlichen Eigentums oder der Verteilung von knappen Res-
sourcen werden hier nicht behandelt. Die Begriffe „Versteigerung“ und 
„Auktion“ werden synonym verwendet. 

Die im Folgenden rechtsvergleichend zu untersuchenden zentralen Fragen 
sind: Was ist das Wesen einer Versteigerung? Sind Internetauktionen Ver-
steigerungen? Bei welchen Internetauktionen hat der Verbraucher ein Wider-
rufsrecht? Wie wirken sich die neuen Vorgaben auf der EU-Ebene in Bezug 
auf die Einräumung des Widerrufsrechts bei Internetauktionen durch die EU-
Mitgliedstaaten aus? 

                                                 
4 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates v. 25.10.2011 über die Rechte 

der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/12/EWG des Rates und der Richtlinie 
1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtli-
nie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates, ABl. L 304/64 v. 22.11.2011, 64–88 (Verbraucherrechterichtlinie). 

5 BGH, Urt. v. 3.11.2004 – VIII ZR 375/03, NJW 2005, 53 ff. 
6 Dazu Teil 1, Vorbemerkung I. 
7 Manche Autoren nennen diese sogar „klassische Internetauktionen“, so  

Fritzsche/Frahm, WRP 2008, 22, 24. Dies erscheint angesichts der Vielfalt der Internet-
auktionsarten und der Vielzahl der Anbieter zu weitgehend. Z.B. ist in Russland der Markt-
führer immer noch <molotok.ru>, vgl. Chochlov, Kommersant Den’gi, N27 (884), 
9.7.2012. 
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B. Auswahl der zu vergleichenden Rechtsordnungen 
B. Auswahl der zu vergleichenden Rechtsordnungen 

Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf vier europäische Rechtsordnun-
gen: die deutsche, die englische, die russische und die belarussische. Das 
deutsche und das englische Recht wurden als repräsentative Rechtsordnungen 
der Europäischen Union mit typischerweise unterschiedlicher Rechtstradition 
(common law vs. Kodifikation) ausgewählt, um Probleme des Binnenmarktes 
zu untersuchen. Das belarussische und das russische Recht wurden als 
Rechtsordnungen der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS)8 mit ge-
meinsamer, durch die Gesetzgebungstradition sozialistischer Staaten gepräg-
ter und daher unter Verbraucherschutzgesichtspunkten besonders interessan-
ter Rechtsgeschichte und mit geplanter gemeinsamer Zukunft in einer Union9 
ausgewählt.  

I. Zugehörigkeit der ausgewählten Rechtsordnungen zu Rechtskreisen und   
 -traditionen 

Für eine rechtsvergleichende Arbeit ist es von Interesse, zu welchem Rechts-
kreis das Recht der jeweiligen Rechtsordnung gehört. Dabei bereitet die Ein-
ordnung des deutschen und englischen Rechts keine Schwierigkeiten. Das 
deutsche Recht gehört zum deutschen10 und das englische Recht zum anglo-
amerikanischen11 Rechtskreis an. Bei der Einordnung des russischen Rechts 
besteht Uneinigkeit vor allem bezüglich der Terminologie. In sowjetischen 
Zeiten waren das russische und das belarussische Recht ein Teil des sozialis-
tischen Rechtskreises12. Nach dem Zerfall der Sowjetunion begannen trans-

                                                 
8 Das Übereinkommen über die Gründung der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 

wurde am 8.12.1991 von Belarus, Russland und der Ukraine abgeschlossen. Armenien, 
Aserbaidschan, Georgien, Kasachstan, Kirgisien, Moldawien, Tadschikistan, Turkmenistan 
und Usbekistan sind der GUS durch das Protokoll von Alma-Ata v. 21.12.1991 beigetre-
ten. Somit sind 12 von 15 ehemaligen UdSSR-Republiken Mitglieder der GUS. 

9 Auf der GUS-Ebene sind verschiedene weitere regionale Staatsverbindungen entstan-
den (Union der Vier, Union der Drei, Union der Zwei). Für die Forschung ist das Verhält-
nis zwischen Russland und Belarus von Bedeutung, das sich von einer Gemeinschaft zu 
einer Union entwickelt hat. Vgl. dazu Vertrag v. 2.4.1996 über die Gründung der Gemein-
schaft von Russland und Belarus, SZ RF 47/1996, Pos. 5300; Vertrag v. 2.4.1997 über die 
Union von Belarus und Russland, SZ RF 30/1997; Vertrag v. 8.12.1999 über die Gründung 
des Unionsstaates, SZ RF 7/2000, Pos. 786, NRPA 2000, N 2/118. 

10 Vgl. dazu Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 1996, Band 1, 
S. 130.  

11 Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 1996, Band 1, S. 177. 
12 David/Jauffret-Spinosi, Les grands systèmes de droit contemporains, 1988, S. 23 ff. 

A.A. Johnson, An introduction to the Soviet legal system, 1969, S. 5, der das Bestehen 
eines neuen sozialistischen Rechtskreises ablehnte, da das sowjetische Recht die für andere 
civil law systems übliche juristische Technik verwendete. 
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formatorische Prozesse im Rechtssystem. Deswegen wird von einem „vo-
rübergehenden Rechtskreis der transitorischen Rechtssysteme“ gesprochen13. 
Die Übernahme von Rechtsinstituten sowohl aus dem anglo-amerikanischen 
als auch aus dem kontinentalen Rechtskreis und deren Anpassung an die 
jeweiligen besonderen Gegebenheiten dienen als Grundlage für die Meinung, 
dass das russische Recht zu den hybriden Rechtssystemen14 gehöre oder einen 
gesonderten Rechtskreis bilde, der noch die Merkmale des sozialistischen 
Rechtskreises trage15. Nach einer anderen Meinung gehört das russische 
Recht zum kontinentalen Rechtssystem16, wobei die Rezeption des römischen 
Rechts nur mittelbar über die deutsche Pandektenschule stattgefunden habe17. 
Das belarussische Recht entwickelt sich in enger Wechselwirkung mit dem 
russischen Recht, wird aber auch als kontinentales Rechtssystem romano-
germanischer Rechtstradition eingeordnet18.  

II. Einfluss anderer Rechtsordnungen und -traditionen 

Des Weiteren ist interessant, welche ausländischen Rechtsordnungen und 
-traditionen auf das jeweilige nationale Recht Einfluss haben. Dabei ist für 
das Thema vor allem der Bereich des Vertragsrechts von Bedeutung. Insbe-
sondere kommen die Normen über Versteigerungen und über den Verbrau-
cherschutz in Betracht, dabei allem voran das Widerrufsrecht im Fernabsatz.  

Das deutsche Vertragsrecht ist vom römischen Recht geprägt. Bei der Er-
arbeitung der Norm über die Versteigerung hatte der deutsche Gesetzgeber 
seine eigene Rechtsposition19. Das verbraucherschützende Widerrufsrecht im 
Fernabsatz wurde im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) im Rahmen der Um-
setzung der FARL20 verankert. Das für die Sachverhalte ab 13.6.2014 gelten-
de Recht stützt sich auf die Umsetzung der VRRL21. 

                                                 
13 Heiss, in: Heiss, Brückenschlag zwischen den Rechtskulturen des Ostseeraums, 2001, 

S. 15, 18. 
14 So in Bezug auf das ZGB RF Solotych, Das Zivilgesetzbuch der Russischen Föderati-

on, 1997, S. 16. 
15 David/Jauffret-Spinosi, Les grands systèmes de droit contemporains, 2002, Rn. 16 

(„un droit particulier“) sowie Rn. 20 („une famille de droits distincte“, „un droit à part“). 
16 Sadikov, ZEuP 1996, 259, 262. 
17 Suchanov, in: Horn, Die Neugestaltung des Privatrechts in Mittelosteuropa und Ost-

europa 2002, S. 129, 133. 
18 Vvedenie v pravovuju sistemu Respubliki Belarus [Einführung in das Rechtsystem 

der Republik Belarus], <http://president.gov.by/ press43688.html>, 15.10.2014. 
19 Vgl. dazu Rüfner, JZ 2000, 715, 716. 
20 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates v. 20.5.1997 über den Ver-

braucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, ABl. L 144 v. 2.6.1997, S. 19–27. 
21 Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates v. 25.10.2011 über die Rechte 

der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/12/EWG des Rates und der Richtlinie 
1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtli-
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Das englische Vertragsrecht basiert auf dem Fallrecht und wurde vom rö-
mischen Recht kaum beeinflusst22. Die Reglementierung der Versteigerungen 
im kodifizierten Recht reflektiert die Ergebnisse des Fallrechts. Das Wider-
rufsrecht im Fernabsatz geht auf die FARL zurück und wurde durch die 
VRRL modifiziert. 

Welches Recht als Vorbild für das moderne russische Vertragsrecht diente, 
ist schwer festzustellen. Bei der Erarbeitung des Zivilgesetzbuches von 1994 
verwandten die russischen Wissenschaftler als Grundlage das sowjetische 
Zivilgesetzbuch (ZGB) von 196423, das deutsche BGB, das schweizerische 
Obligationenrecht, das österreichische ABGB, das niederländische ZGB, den 
US-amerikanischen Uniform Commercial Code (UCC) sowie das internatio-
nale Recht24. Sie stützten sich außerdem auf die Rechtskultur im Zarenreich25 
und nahmen die Beratung durch ausländische Experten in Anspruch26. Das 
russische Kaufrecht geht vor allem auf das Wiener UN-Übereinkommen über 
den internationalen Warenkauf vom 11.4.198027 (CISG) zurück. Das sowjeti-
sche ZGB von 1964 enthielt keine Vorschriften über Versteigerungen, son-
dern nur allgemeine Regeln über den Vertragsabschluss. Im neuen Zivilge-
setzbuch der Russischen Föderation von 1994 (ZGB RF) ist die Versteige-
rung dagegen in den Artt. 447–449 ausführlich geregelt. Ausführliche Rege-
lungen über die Versteigerung enthalten das schweizerische Obligationen-
recht in Artt. 229–236 und das US-amerikanische Recht in § 2-328 des UCC. 
Ein Vergleich mit den Regelungen des russischen Rechts zeigt, dass diese 
jedoch nicht übernommen wurden. Daraus ist zu folgern, dass es sich wegen 
einer kaum feststellbaren Kausalität von Beratungen und Inhalt um „ein Ge-
setz ganz eigener Prägung“ handelt28. Das Widerrufsrecht im Fernabsatz ist 

                                                 
nie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates v. 25.10.2011, ABl. L 304/64 v. 22.11.2011, S. 64–88. 

22 Youngs, English, French & German Comparative Law, 2007, S. 56. 
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Angaben von Knieper, Juristische Zusammenarbeit, 2005, S. 3. 
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des ZGB, S. 16. 
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setzbuches des russischen Reiches (Graždanskoe uloženie 1810), Mitglied der Arbeits-
gruppe der Erarbeitung des ZGB RF und Leiter der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung des 
Modellzivilgesetzbuches der GUS Makovskij, Vestnik graždanskogo prava, 2006 N 1, 1. 

26 Besonders aktiv haben amerikanische, niederländische und deutsche Experten mitge-
wirkt. Vgl. dazu Makovsky, in: Boguslawskij/Knieper, Wege zu neuem Recht: Materialien 
internationaler Konferenzen in Sankt Petersburg und Bremen, 1998, S. 337 ff.; auch aus-
führlich zum Einfluss Steininger, Das russische Kaufrecht, 2001, S. 41 ff. 

27 BGBl. 1989 II, S. 588, berichtigt BGBl. 1990 II, S. 1699. 
28 So auch Steininger, Das russische Kaufrecht, 2001, S. 45 m. Hinw. auf Feldbrugge, 
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